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Bebauungsplan Nr. N 82 ,Mark I* - Begriindung

Plangebiet: Nordlich der Kaiser-Wilhelm-Straf3e / beidseitig der Strale Mark | im
Stadtteil Neubeckum

Verfahrensstand: Satzung gem. 8 10 (1) BauGB i.V.m. § 13a BauGB (Bebauungspléne
der Innenentwicklung)

1. Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich liegt innerhalb der Gemarkung Beckum und umfasst in der Flur 302
vollstandig die Flurstiicke 439, 443, 445, 450, 480, 485, 486, 498, 500, 501, 502, 503, 506,
516, 517, 518, 519, 526, 528 sowie 529 und wird wie folgt begrenzt:

Im Norden: durch die sudlichen Grenzen der Flurstiicke 285, 520 und 523;

Im Osten: durch die 6stlichen Grenzen der Flurstiicke 519 und 528;

Im Siden: durch die ndrdliche Grenze des Flurstiickes 425 (Kaiser-Wilhelm-Straf3e);
Im Westen:  durch die 6stliche Grenze des Flurstlickes 285.

Der verbindliche Geltungsbereich hat eine Grof3e von 4,04 ha und ist im Plan selbst durch
Planzeichen festgesetzt.

Der Bebauungsplan besteht aus
e dem Nutzungsplan sowie
¢ den textlichen Festsetzungen, sonstigen Darstellungen und Hinweisen zum Planin-
halt.

Die Begriindung ist gemaf 8§ 9 (8) BauGB beigefugt.

Als Fachgutachten ist beriicksichtigt worden:
¢ Einzelhandelskonzept fur die Stadt Beckum, Junker und Kruse, Dortmund 2009

2. Anlass und Ziele der Planung

Wesentliches Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 82 ,Mark |“ ist, durch pla-
nungsrechtliche Regelungen eine Sicherung des in dem Gebiet ansassigen Lebensmittel-
Marktes zu erreichen und diesem im Rahmen der Mdglichkeiten des stadtischen Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzeptes eine wettbewerbsgerechte Erweiterung der Verkaufsflaiche auf
maximal 1.000 m2 zu ermdglichen.

Hierzu hat der Rat der Stadt Beckum am 30.10.2014 nach vorheriger Beratung im Aus-
schuss fur Stadtentwicklung und Demografie am 21.10.2014 einen Grundsatzbeschluss ge-
fasst:

,Die Lebensmittelnahversorgung fir den Ortsteil Neubeckum soll langfristig sicher gestellt
bleiben. Zu diesem Zweck wird in Einklang mit dem Einzelhandelskonzept Beckum die Not-
wendig-keit einer zeit- und marktgerechten Erweiterung der vorhandenen Lebensmitteldis-
counter auf eine Verkaufsflache von maximal 1.000 m? je Markt im Rahmen der bauord-
nungs- und planungsrechtlichen Moglichkeiten unterstitzt. Anderweitige, dem Ziel einer ge-
sicherten Lebensmittelnahversorgung flr Neubeckum entgegenstehende Planungen, sind
kunftig im Sinne des Einzelhandelskonzeptes zu vermeiden.”

Der Planungsanlass ist somit die Erforderlichkeit einer gesamtstadtischen Steuerung des
Einzelhandels zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche im Sinne des
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8§ 1 (6) Nr. 4 Baugesetzbuch (BauGB) bei gleichzeitiger Sicherung einer wohnstandortnahen
(Lebensmittel-) Nahversorgung. Entsprechend den Zielen des Einzelhandelskonzeptes fir
die Stadt Beckum (Junker und Kruse, Dortmund, August 2009) dient dieser Bebauungsplan
der Erhaltung und Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche.

Dabei bleibt die Grundintention der Entwicklung eines Gewerbegebietes weiterhin gewahrt.
Es liegt im zulassigen Spektrum des planerischen Gestaltungsraumes der Stadt Beckum, als
Reaktion auf bestimmte Ansiedlungen / Entwicklungen, die stadtebauliche Rechtfertigung fur
die Bauleitplanung herzuleiten (hier: ausschlief3liche Sicherung und Entwicklung eines Ein-
zelhandelsbetriebes innerhalb eines weiter als Gewerbegebiet zu entwickelnden Standortes).
Das ubergeordnete stadtebauliche Ziel der Stadt Beckum ist die weitere Nutzung und Bereit-
stellung der Baugrundstiicke im Bereich ,Mark I flr gewerbliche Nutzungen.

Die Lebensmittelnahversorgung fur den Ortsteil Neubeckum und somit die wohnortnahe
Grundversorgung im Stadtgebiet bzw. im Stadtteil Neubeckum soll langfristig sicher gestellt
bleiben. Ohne eine planungsrechtliche Steuerung der weiteren Einzelhandelsentwicklung in
dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind schadliche Auswirkungen auf die beiden
Stadtteilzentren zu erwarten, da aufgrund der planungsrechtlichen Situation Einzelhandels-
betriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten gemaf3 § 34 BauGB (Vorhaben innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile) zulassig sind. Eine Einschréankung stellt lediglich eine
Regelung durch den § 11 (3) BauNVO dar.

Da im Plangebiet weitere Flachenpotentiale fiir Einzelhandelsnutzungen zu finden sind, ist
ein Funktionsverlust der zentralen Versorgungsbereiche von Beckum und Neubeckum nicht
auszuschlieRen. Dieser Entwicklung soll durch die textlichen Festsetzungen im Bebauungs-
plan bzgl. der Zulassigkeit des Einzelhandels und des Ausschlusses von zentrenrelevanten
Warensortimenten der Beckumer Sortimentsliste begegnet werden.

Fir den Ausschluss von einzelnen Einzelhandelsbetrieben bedarf es konkreter Angaben
dazu, weshalb Einzelhandelsbetriebe die Einzelhandelsstrukturen in "zentralen Bereichen"
Beckums - unabh&ngig von ihrer GrolRe - schadigen wirden. § 1 (3) BauGB gebietet es,
dass sich die Stadt Beckum im Hinblick auf die von ihr formulierte Zielsetzung, die Zentren
des Stadtgebietes durch eine Konzentration von Einzelhandelsnutzungen in diesen Zentren
zu starken oder zu sichern, konsistent verhalt und ein Einzelhandelsausschluss vollsténdig
der Verwirklichung dieser Planung dient. Dies setzt voraus, dass die Stadt Beckum tber ein
niedergelegtes und durch die dafir zustandigen Entscheidungsgremien beschlossenes Ein-
zelhandelskonzept verfiigt und der darauf gestitzte Einzelhandelsausschluss nicht weiter
gehen darf, als eine Ansiedlung der ausgeschlossenen Einzelhandelsbetriebe in den Zentren
in Betracht kommt.

Mit dem Einzelhandelskonzept fir die Stadt Beckum (siehe Kapitel 6) liegt ein stadtebauli-
ches Konzept gem. 8 1 (6) Ziffer 11 BauGB vor, welches bei der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. N 82 ,Mark I“ zu bertcksichtigen ist. Das Einzelhandelskonzept fir die Stadt
Beckum stellt die planerische Grundlage fur die rechtsverbindlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes dar.

Das Plangebiet wird im Einzelhandelskonzept nicht als zentraler Versorgungsbereich aus-
gewiesen. Es liegt aulRerhalb der zentralen Versorgungsbereiche Beckum und Neubeckum
(Stadtteilzentrum). Die Flachen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bilden einen drit-
ten rdumlichen und quantitativen Einzelhandelsschwerpunkt im Stadtgebiet, nach dem
Hauptgeschéftszentrum in der Innenstadt und den Stadtteilzentren.

Der Standort Mark | mit dem ans&ssigen Lebensmittel-Markt gilt nach dem Einzelhandels-
konzept als dezentraler Nahversorgungsstandort, der nicht den Kriterien und Anforderungen
eines zentralen Versorgungsbereiches entspricht, jedoch als solitdrer Nahversorgungsstand-
ort an einem stadtebaulich integrierten Standort einen Beitrag zur wohnortnahen Grundver-
sorgung im Stadtgebiet leistet. Diese Zielsetzung wurde vom Rat der Stadt Beckum am
30.10.2014 mit dem oben genannten Grundsatzbeschluss nochmals bekréaftigt.



3. Verfahren

Der Bebauungsplan wird als einfacher Bebauungsplan gemaf3 § 30 (3) BauGB im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung gemaf § 13a (4)
BauGB) aufgestellt. Uber einen einfachen Bebauungsplan geméaR § 30 (3) BauGB kann fest-
gesetzt werden, dass bestimmte Arten der nach 8 34 (1) und (2) BauGB zuléassigen bauli-
chen Nutzung zuldssig, nicht zuldssig oder ausnahmsweise zulassig sind.

Die Voraussetzungen fir die Anwendung des § 13a BauGB sind gegeben:

o Die Planung dient der Innenentwicklung

o Die zulassige Grundflache nach BauNVO innerhalb des Plangebietes liegt un-
ter 70.000 m? (PlangebietsgroRe 4,04 ha)

o Der Bebauungsplan hat voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen (siehe Ergebnis der Vorprifung des Einzelfalles gemal § 13a (1) Satz 2,
Ziffer 2 BauGB und Anlage 2 zum BauGB)

o Durch die Planung wird keine Zulassigkeit von Vorhaben begriindet, die der
Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen.

o Mit der Planung ist keine Beeintrachtigung der in § 1 (6) Ziffer 7 Buchstabe b
BauGB genannten Schutzguter (Natura 2000-Gebiete) verbunden.

Es sind keine weiteren Bebauungsplane im Umfeld des Geltungsbereiches fir eine Aufstel-
lung in einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der hier in
Rede stehenden Planung vorgesehen. Somit sind keine weiteren Grundflachen fur die Be-
stimmung der Voraussetzung zur Anwendung des § 13a BauGB im vorliegenden Fall rele-
vant.

Setzt ein Bebauungsplan ,20.000 m2 bis weniger 70.000 m2* Grundflache fest, ist ein be-
schleunigtes Verfahren nur moglich, wenn aufgrund einer Uberschléglichen Prifung, unter
Berticksichtigung der in der Anlage 2 des BauGB genannten Kriterien, als Ergebnis festge-
stellt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen
hat, die in der Abwagung zu bericksichtigen sind.

Um die Voraussetzungen fur das beabsichtigte beschleunigte Bauleitplanverfahren nach
§ 13a BauGB zu priifen, ist zur Aufstellung des Bebauungsplanes eine Vorprifung des Ein-
zelfalles gemal 8 13a (1) Satz 2, Ziffer 2 BauGB und Anlage 2 zum BauGB erarbeitet wor-
den (siehe Anhang). Diese kommt zu dem Ergebnis, dass mit der Planung voraussichtlich
keine erheblichen Umweltauswirkungen einhergehen, die in der Abwagung zu bericksichti-
gen sind.

Mit der Anwendung des § 13a BauGB kann somit entsprechend dem vereinfachten Verfah-
ren zur Aufstellung von Bebauungsplanen (§ 13 BauGB) auf eine Darstellung der nach
§ 2 (4) BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes und der voraus-
sichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen (Umweltprifung) verzichtet werden.

Die fur das Bauleitplanverfahren notwendigen Beteiligungsschritte kénnen im beschleunigten
Verfahren erfolgen. Im beschleunigten Verfahren gemal § 13a (2) BauGB gelten die Vor-
schriften des vereinfachten Verfahrens nach 8§ 13 (2) und (3) Satz 1 entsprechend. Die Betei-
ligung der Offentlichkeit -Offentliche Auslegung- gemaR § 13 (2) Ziffer 2 BauGB i.V.m. § 3 (2)
BauGB sowie die Beteiligung der Behdrden und der sonstigen Tréager 6ffentlicher Belange
gemal 8§ 13 (2) ziffer 3 BauGB i.V.m. 8§ 4 (2) BauGB erfolgte auf der Grundlage des 8§ 4a (2)
BauGB in dem Zeitraum vom 22.07.2016 bis 22.08.2016 (einschlie3lich) parallel.



4. Situationsbeschreibung

Der 4,04 ha grof3e Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich im Nordwesten des
Stadtteils Neubeckum ostlich der Dyckerhoffstrale (B 475). Im Norden grenzen an das
Plangebiet Bahnflachen der Strecke Dusseldorf-Minden sowie nordéstlich der Bahnhof Neu-
beckum. Ostlich des Plangebietes befinden sich die Anlagen eines Industriebetriebes zur
Herstellung von Kraftwerksanlagen. Im Siden grenzt an das Plangebiet die Kaiser-Wilhelm-
StralRe (L 882) sowie hierauf folgend Wohnbebauung und eine Grinflache. Im Westen befin-
den sich zwischen dem Plangebiet und der Dyckerhoffstral3e verschiedene Gewerbebetrie-
be, ein ElektrogrofZhandel, ein Busunternehmen sowie vereinzelt wohngenutzte Gebaude.

Das Plangebiet wird Uber die StralRe Mark | in Form einer T-Erschlieung erschlossen, die
an die sudlich gelegene Kaiser-Wilhelm-Stral3e anbindet (Siehe Abbildung 1). Derzeit befin-
den sich im Plangebiet im dstlichen Bereich ndrdlich der StraBe Mark | ein zweigeschossiger
Gewerbebetrieb der Lebensmittelboranche sowie an der 6stlichen Plangebietsgrenze eine
dreigeschossige Moschee (Mescid-i Aksa Camii Moschee). Das Hauptgebaude weist eine
Traufhdhe von rd. 9 m auf und ist mit einem Kuppeldach ausgestaltet. Das zugehdrige Mina-
rett hat eine Hohe von rd. 20 m. Die zugehdrige Stellplatzanlage reicht entlang der 6stlichen
Plangebietsgrenze bis an die Kaiser-Wilhelm-Stral3e.

Entlang der Kaiser-Wilhelm-Stral3e haben sich jeweils eingeschossig eine KFZ-Werkstatt
sowie ein Einzelhandelsbetrieb (Lidl) angesiedelt. Im westlichen Bereich des Plangebietes
befindet sich entlang der Kaiser-Wilhelm-StraBe ein dreigeschossiger Betrieb des Elektro-
gewerbes. Hiervon nordlich befindet sich eine Auto-Waschanlage sowie Garagen- und La-
gerflachen. Die weiteren westlichen Bereiche werden derzeit zur Schuttablagerung sowie als
private Grunflache genutzt bzw. liegen brach.

ung 1: Lufibild, ohne Mal3stab

Abbi

Sowohl entlang der Kaiser-Wilhelm-Straf3e als auch zu den noérdlich gelegenen Bahnanlagen
befinden sich zusammenhéngende, gebietspragende Grinstrukturen mit teilweise hoher-
stammigen Gehdlzen.



5.  Planungsvorgaben

5.1. Landes- und Regionalplanung

Wie in Abbildung 2 zu erkennen, ist das Plangebiet im Regionalplan Minsterland als ,Be-
reich fir gewerbliche und industrielle Nutzungen“ (GIB) dargestellt. Mit dem vorliegenden
Bebauungsplan soll die Festsetzung eines Gewerbegebietes erfolgen (siehe Kapitel 7.1),
womit den Zielen der Raumordnung entsprochen wird.

Westlich und 6stlich grenzen weitere GIB- Bereiche an das Plangebiet an, stdlich werden
LAllgemeine Siedlungsbereiche* (ASB) dargestellt. Die nérdlich des Plangebietes verlaufen-
de Bahnstrecke wird als Schienenweg fir den Uberregionalen und regionalen Verkehr dar-
gestellt.
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Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Regionalplan Minsterland, ohne Mal3stab




5.2. Flachennutzungsplan

Bebauungspléane sind gem. § 8 (2) BauGB aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln.

N B s
ARG aP al

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Flachennutzungsplan der Stadt Beckum,

e L
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Im derzeit rechtskraftigen Flachennutzungsplan der Stadt Beckum ist der Geltungsbereich
des Bebauungsplanes uberwiegend als ,Gewerbliche Bauflache* dargestellt (siehe Abbil-
dung 3). Im Osten wird der Bereich der vorhandenen Moschee als ,Flache fir den Gemein-
bedarf‘ mit der Zweckbestimmung ,Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Gebaude und
Einrichtungen® dargestellt. Westlich und Ostlich schlieRen weitere gewerbliche Bauflachen
an sowie im Norden Flachen fur Bahnanlagen. Im Siden wird die Kaiser-Wilhelm-StralRe als
sonstige Uberortliche und ortliche Hauptverkehrsstral3e dargestellt. In deren Anschluss fol-
gen Mischgebietsdarstellungen gem. 8§ 6 BauNVO sowie 6ffentliche Griunflachen mit der
Zweckbestimmung Parkanlage.

Dem Entwicklungsgebot des Bebauungsplanes aus dem Flachennutzungsplan gem. § 8 (2)
BauGB wird mit den Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung entsprochen.

5.3. Landschaftsplanung
Der rechtskréftige Landschaftsplan Beckum des Kreises Warendorf enthélt fur das Plange-

biet derzeit keine Darstellungen (siehe Abbildung 4). Die Ziele und Festsetzungen des Land-
schaftsplanes werden durch die Bauleitplanung nicht berthrt.
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan Beckum, Kreis Warendorf, ohne MaR3stab

6. Einzelhandelskonzept fur die Stadt Beckum

Das Einzelhandelskonzept fur die Stadt Beckum wurde im Jahr 2009 durch das Biro Jun-
ker+Kruse aus Dortmund erarbeitet und am 02. Juni 2010 vom Rat der Stadt Beckum be-
schlossen. Basierend auf umfangreichen Analysen, Betrachtungen zu Entwicklungsspiel-
raumen, Szenarien sowie einem daraus entwickelten Leitbild zur rdumlich-funktionalen Glie-
derung wurden Handlungsempfehlungen formuliert, die das Ziel verfolgen, den Einzelhan-
delsstandort Beckum zu sichern und zu starken.

Als Ubergeordnetes Handlungsziel fur die zukinftige Einzelhandelsentwicklung der Stadt

Beckum wird die Sicherung der landesplanerischen Versorgungsfunktion als Mittelzentrum

bei gleichzeitiger Sicherung und Starkung der gesamtstadtischen Versorgungsstruktur be-

nannt. In Form von raumlich-strukturellen Prioritdten werden im Einzelnen als Ziele folgende

Aspekte formuliert:

e Erhaltung der mittelzentralen Versorgungsfunktion der Stadt Beckum,

e Erhaltung und Starkung der Einzelhandelszentralitdt und der Funktionsvielfalt der Innen-
stadt sowie des Zentrums Neubeckum,

e Sicherung und Starkung der funktional gegliederten Versorgungsstruktur in der Gesamt-
stadt Beckum,

e Gezielte und geordnete Entwicklung grofR¥flachiger Einzelhandelsbetriebe mit nicht-
zentrenrelevanten Hauptsortimenten,

e Sicherung und ggf. Ausbau eines Grund- und Nahversorgungsangebots im gesamten
Beckumer Stadtgebiet,

¢ Sicherung der Beckumer Gewerbegebiete fir Handwerk und Produzierendes Gewerbe,

¢ Planungs- und Investitionssicherheit flir bestehenden und anzusiedelnden Einzelhandel in
Beckum,

¢ Verhinderung konterkarierender Planungen.

6.1. Zentrale Versorgungsbereiche

Auf Grundlage der Erkenntnisse aus der Angebots- und Nachfrageanalyse und des Entwick-
lungsleitbildes fir die Stadt Beckum sowie unter Beriicksichtigung bestehender stadtentwick-
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lungspolitischer Zielvorstellungen wurde ein Standortstrukturmodell mit dem Schwerpunkt
Einzelhandel herausgearbeitet. Dieses beschreibt das Hauptgeschaftszentrum Beckums
sowie das Stadtteilzentrum Neubeckum als zentrale Versorgungsbereiche im Sinne der 88
2 (2), 9 (2a) und 34 (3) BauGB sowie § 11 (3) BauNVO. Das Plangebiet zum vorliegenden
Bebauungsplan wird als solitarer Nahversorgungsstandort mit einem strukturpragenden Le-
bensmittelmarkt an stadtebaulich integrierter Stelle charakterisiert, der einen Beitrag zur
wohnortnahen Grundversorgung im Stadtgebiet leistet.

Unter zentralen Versorgungsbereichen werden réaumlich abgrenzbare Bereiche einer Kom-
mune verstanden, denen aufgrund von Einzelhandelsnutzungen eine Versorgungsfunktion
Uber den unmittelbaren Nahbereich hinaus zukommt. Voraussetzung hierfir ist, dass in die-
sen Bereichen mehrere Einzelhandelsbetriebe mit sich erganzenden und / oder konkurrie-
renden Warenangeboten vorhanden sind, die einen bestimmten Einzugsbereich, wie etwa
Quartiere groRerer Stadte oder auch gesamte kleinere Orte, vorwiegend mit Warengruppen
des kurzfristigen Bedarfs und ggf. auch teilweise mit Waren des mittelfristigen Bedarfs ver-
sorgen. Zudem muss die Gesamtheit der vorhandenen baulichen Anlagen aufgrund ihrer
Zuordnung innerhalb des raumlichen Bereiches und aufgrund ihrer verkehrsméaRigen Er-
schlieBung und verkehrlichen Anbindung in der Lage sein, den Zweck eines zentralen Ver-
sorgungsbereichs zu erfillen.

Solitdre Nahversorgungsstandorte, wie das Plangebiet zum Bebauungsplan Nr. N 82 ,Mark
I“, gehdren nicht zu den schitzenswerten zentralen Versorgungsbereichen im Sinne der Ge-
setzgebung, auch wenn sie eine beachtliche Versorgungsfunktion fur ihr Umfeld erfullen.

6.2. Beckumer Sortimentsliste

Gemeinsam mit den vorgenommenen Abgrenzungen der zentralen Versorgungsbereiche
und sonstigen Entwicklungsbereiche stellt die ,Beckumer Sortimentsliste* ein wichtiges
Steuerungsinstrument fur die Einzelhandelsentwicklung in der Stadt Beckum dar. Anhand
der Sortimentsliste lassen sich Zuordnungen hinsichtlich des sortimentenspezifischen Ein-
zelhandels zu raumlich und funktional bestimmten zentralen Versorgungsbereichen (geman
88 2 (2), 34 (3), 9 (2a) BauGB und § 11 (3) BauNVO) vornehmen. Auf dieser Grundlage
konnen bauleitplanerisch Festsetzungen zur Zulassigkeit, zum Ausschluss bzw. zur aus-
nahmsweisen Zulassigkeit sortimentenspezifischen Einzelhandels in den Baugebieten nach
88 2-9 BauNVO unter Bezugnahme auf § 1 (5) und (9) BauNVO formuliert werden.

Somit stellt die Beckumer Sortimentsliste mit der Differenzierung zwischen nahversorgungs-,
zentrenrelevanten sowie nicht-zentrenrelevanten Sortimenten die Grundlage fur die bauleit-
planerische Umsetzung der genannten Ziele und Grundsatze dar.

Der Ausschluss von Einzelhandelssortimenten in Bebauungsplanen kann dabei sowohl zum
Schutz bestehender zentraler Versorgungsbereiche als auch zur Starkung zentraler Versor-
gungsbereiche erfolgen.



Zentrenrelevante Sortimente

Nahversorgungsrelevante Sortimente
Back- und Fleischwaren

Drogeriewaren

Getranke"

Nahrungs- und Genussmitte
Parflimerie- und Kosmetikartikel

|12

Pharmazeutika'®, Reformwaren
Schnittblumen
Zeitungen / Zeitschriften

Angler- und Jagdbedarf ' Lampen, Leuchten, Leuchtmittel
Bekleidung Lederwaren / Taschen / Koffer /
Bettwische Regenschirme
Bild- und Tontrager Matratzen / Bettwaren 7
Biicher Musikinstrumente und Zubehor
Biiromaschinen '° Optik, Augenoptik
Computer und Zubehér Papier, Blrobedarf, Schreibwaren
Elektrokleingerate Sanitétsbedarf
Foto Schuhe
Gardinen Spielwaren
Geschenkartikel Sportartikel / -gerdte (ohne
Glas / Porzellan / Keramik ' Sportgr.ongeréte)
Handarbeitsbedarf / Kurzwaren / Meterware / Spartbekleidung

Stoffe / Wolle Sportschuhe
Haushaltswaren 2 Telekommunikation und Zubehor
Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und Teppiche (Einzelware)

Tischwésche Uhren / Schmuck
Horgerdte Unterhaltungselektronik und Zubehor
Kinderwagen Waffen
Kunstgewerbe / Bilder / Bilderrahmen Zoologische Artikel, lebende Tiere
Bauelemente, Baustoffe Gartenbedarf /-geréte *
Bodenbeldge, Teppiche (Auslegware) Kamine / Kacheltfen
Campingartikel * Kfz®-, Caravan®- und Motorradzubehdr
Eisenwaren / Beschldge Maschinen / Werkzeuge
ElektrogroRgeréte Mobel
Elektroinstallationsmaterial Pflanzen / Samen
Erotikartikel Rollladen / Markisen
Fahrrader und technisches Zubehor SportgroBgerate °
Farben / Lacke Sanitérartikel
Fliesen Tapeten

Abbildung 5: Beckumer Sortimentsliste, Quelle: Junker+Kruse, Dortmund 2009

6.3. Einzelfallbetrachtung des Vorhabens

Um eine stadtebauliche Steuerung von Einzelhandelsnutzungen im Stadtgebiet zu ermogli-
chen, gibt das Beckumer Einzelhandelskonzept Leitvorstellungen und Grundregeln vor, die
im bauleitplanerischen Einzelfall umzusetzen sind.



Grundsatz 1 sieht vor, Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Hauptsortimenten (ohne
nahversorgungsrelevante Sortimente) zukinftig vorrangig in den zentralen Versorgungsbe-
reichen Beckums und Neubeckums anzusiedeln.

Grundsatz 2 besagt, dass Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Hauptsortimen-
ten zukunftig vorrangig in den zentralen Versorgungsbereichen und an den im Konzept be-
nannten Sonderstandorten angesiedelt werden sollen.

Als dritter Grundsatz wird formuliert, dass Einzelhandelbetriebe mit nahversorgungsrelevan-
ten Hauptsortimenten zukinftig nur noch in den zentralen Versorgungsbereichen Beckum
und Neubeckum sowie ausnahmsweise zur wohnortnahen Grundversorgung in den Sied-
lungsbereichen moglich sein sollen. An solitdren Standorten auf3erhalb der raumlich definier-
ten zentralen Versorgungsbereiche (Nahversorgungsstandorte wie das Plangebiet ,Mark 1)
konnen Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten nur dann als
sinnvoll und zulassig erachtet werden, wenn sie der Nahversorgung der im unmittelbaren
Umfeld vorhandenen Wohnbevdlkerung dienen und keine Auswirkungen auf die zentralen
Versorgungsbereiche erwarten lassen.

Das Einzelhandelskonzept gibt jedoch auch an, dass zu beriicksichtigen ist, dass bei einer
Betrachtung einzelner Vorhaben nicht in jedem Fall negative Auswirkungen auf die Versor-
gungssituation in den zu schitzenden zentralen Lagen aufgezeigt werden kénnen. Bei sol-
chen Einzelfallbetrachtungen, bei denen haufig nur bestimmte Teilbereiche des Stadtgebie-
tes untersucht werden, liegen Auswirklungen durch absatzwirtschaftliche Umverteilungen
nicht selten unterhalb einer stadtebaulich relevanten Schwelle.

Ziel des vorliegenden Bebauungsplanes ist es, die Lebensmittelnahversorgung fiir den Orts-
teil Neubeckum und somit die wohnortnahe Grundversorgung im Stadtgebiet bzw. im Stadt-
teil Neubeckum langfristig sicherzustellen. Durch planungsrechtliche Regelungen soll eine
Sicherung des in dem Gebiet ansassigen Lebensmittel-Marktes erreicht und eine wettbe-
werbsgerechte Erweiterung der Verkaufsflache auf maximal 1.000 m2 erméglicht werden. Da
im Plangebiet weitere Flachenpotentiale fir Einzelhandelsnutzungen zu finden sind, ist je-
doch ein Funktionsverlust der zentralen Versorgungsbereiche von Beckum und Neubeckum
nicht auszuschlieRen. Dieser Entwicklung soll durch die textlichen Festsetzungen im Bebau-
ungsplan bzgl. der Zulassigkeit des Einzelhandels und des Ausschlusses von zentrenrele-
vanten Warensortimenten der Beckumer Sortimentsliste begegnet werden.

Vorab wurden zum vorliegenden Bebauungsplanverfahren gutachterliche Stellungnahmen
eingeholt, die die Auswirkungen der geplanten Erweiterung auf die Zentren- und Nahversor-
gungsstruktur der Stadt Beckum untersuchen. Eine erste Vertraglichkeitsuntersuchung be-
trachtet die Erweiterungsabsichten kumuliert mit zwei weiteren Ansiedlungs- bzw. Erweite-
rungsabsichten in Neubeckum (Buro Stadt+Handel, Dortmund 2014).Diese kommt zu dem
Ergebnis, dass bei Umsetzung der Vorhaben nur geringe Umsatzumverteilungen auftreten
und somit mit keinen negativen Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche zu
erwarten sind. Auch wird in dieser Betrachtung die tiberwiegende Konformitat zu den Zielen
und Grundsétzen des LEP NRW sachlicher Teilplan ,GroR3flachiger Einzelhandel* bestatigt.
In einer weiteren Kurz-Bewertung wird die Ubereinstimmung mit dem Einzelhandelskonzept
fur die Stadt Beckum beurteilt (Biro Junker+Kruse, Dortmund 2014). Die geplante Erweite-
rung an einem Bestandsort wird grundsatzlich als vereinbar mit den Zielsetzungen des
Beckumer Einzelhandelskonzepts gesehen. Hierbei handelt es sich um die langfristige Si-
cherung eines wichtigen Grund- bzw. Nahversorgungsstandortes im Stadtteil Neubeckum.
Ebenso wird mit dem vorliegenden Bebauungsplan eine Empfehlung des Einzelhandelskon-
zeptes umgesetzt, dass zusatzliche Standorte an integrierten Standorten (und damit au3er-
halb des zentralen Versorgungsbereichs) zu vermeiden sind. Die geplante Erweiterung au-
Berhalb des zentralen Versorgungsbereiches dient der Standortsicherung und leistet einen
Beitrag zur fuBlaufigen Versorgungsqualitat in Neubeckum, ohne sich negativ auf andere
stadtebaulich relevante Strukturen auszuwirken.

Auch besteht eine Ubereinstimmung mit dem dritten Grundsatz des Beckumer Einzelhan-
delskonzeptes. Denn der bestehende Lebensmitteldiscounter tragt bereits heute erheblich zu
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einer auch ful3laufigen Versorgungsqualitdt mit Nahrungs- und Genussmitteln im Stadtteil
Neubeckum bei. Der Lebensmittelmarkt stellt einen wichtigen Baustein zur Abdeckung einer
maoglichst flachendeckenden fuRlaufigen Nahversorgung dar und geniel3t daher eine gewisse
~Schutzfunktion“. Da mit der geplanten Verkaufsflachenerweiterung keine nennenswerten
negativen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche und auf die verbrauchernahe
Versorgung einhergeht, ist in diesem Zusammenhang die Erreichung des formulierten Ziels
(Sicherung eines flachendeckenden Grund- und Nahversorgungsangebotes im gesamten
Beckumer Stadtgebiet) hther zu gewichten.

7.

Bauplanungsrechtliche Inhalte

7.1. Artder baulichen Nutzung

7.1.1 Gewerbegebiet

Aufgrund der vorhandenen Nutzungsstruktur in dem Plangebiet wird die Festsetzung eines
Gewerbegebietes vorgenommen.

Gewerbegebiet (GE) gemalR § 8 BauNVO in Verbindung mit § 1 (5), (6), (9) und 10 BauNVO

Allgemein zulassiqg sind:

Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und offentliche Betriebe,
Geschéfts-, Buro- und Verwaltungsgebaude,

Tankstellen,

Anlagen fir sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden:

Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegentiber in Grundflache und
Baumasse untergeordnet sind.

Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.
Einzelhandelsbetriebe (< 800 m? Verkaufsflache) mit nicht-nahversorgungsrelevanten
und/oder nicht-zentrenrelevanten Sortimenten entsprechend der hier nicht abschliel3en-
den Beckumer Sortimentsliste gem. des Einzelhandelskonzeptes fir die Stadt Beckum
(Junker und Kruse, Dortmund, August 2009) ohne nahversorgungsrelevante und/oder
zentrenrelevante Randsortimente / Aktionsware.

unselbststandige Verkaufsstellen mit nahversorgungsrelevanten und/oder zentrenrelevan-
ten Sortimenten (s.u.) bis zu einer GroRe von maximal 120 m2 Verkaufsflache (s.u.) je Be-
trieb soweit die Einzelhandelsnutzung in direkter Verbindung mit Produktions-, Hand-
werks-, Reparatur- und/oder Veredelungsprozessen oder -betrieben steht und dem Ge-
werbebetrieb auf demselben Grundstiick zugeordnet ist.

Diese Voraussetzung ist nur dann erftllt, wenn der umbaute Raum und die Nutzflache fur
diesen Einzelhandel mit nahversorgungsrelevanten und/oder zentrenrelevanten Sortimen-
ten (s.u.) deutlich unterhalb der genehmigten Nutzflache fur die gewerbliche Nutzung lie-
gen. Dabei ist ein solcher Einzelhandel hochstens jedoch bis zu einem Verhaltnis von
20% Nutzflache "Einzelhandel" (= Verkaufsflache) zu 80% Nutzflache "sonstige gewerbli-
che Nutzung" zuléssig.

Eine solche Einzelhandelsnutzung ohne diesen funktionalen Bezug zur gewerblichen Nut-
zung am Ort ist unzulassig; dies gilt auch fir den Fall einer Nutzungsanderung oder Nut-
zungsaufgabe. Diese Einzelhandelsnutzung darf nur zugleich mit oder nach vorheriger
Aufnahme der sonstigen gewerblichen Nutzung erfolgen. Diese Einzelhandelsnutzung ist
nur zulassig, solange die zugehorige gewerbliche Nutzung ausgeibt wird (8§ 8 BauNVO
i.V.m. § 1 (9) BauNVO).

11



Gegenstand der Festsetzung zu Einzelhandelsbetrieben ist

a) die Regelung der Zuldssigkeit von Einzelhandelsbetrieben mit nicht-
nahversorgungsrelevanten und/oder nicht-zentrenrelevanten Sortimenten,

b) die Regelung des ,Handwerkerprivilegs" und

Zu a)

Regelung der Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben mit nicht-nahversorgungsrelevanten
und/oder nicht-zentrenrelevanten Sortimenten
Bei diesen Sortimenten handelt es sich schwerpunktmafig um solche Waren, die zentrale
Standorte nicht pragen und aufgrund ihrer Grof3e und Beschaffenheit Gberwiegend an nicht
integrierten Standorten angeboten werden. Diese haben in der Regel fur den Einzelhandel in
den stadtebaulich-funktionalen Zentren keine oder nur eine sehr untergeordnete Bedeutung
und besitzen somit im Umkehrschluss keine oder nur sehr geringe Folgewirkung(en) fir die
zentralen Einkaufsbereiche.
Daher sollen diese Betriebe in dem Plangebiet ausnahmsweise zugelassen werden kénnen,
soweit die Gebietstypik eines Gewerbegebietes gewahrt bleibt.
Bei den nicht-nahversorgungsrelevanten und/oder nicht-zentrenrelevanten Sortimenten han-
delt es sich gem. Einzelhandelskonzept fur die Stadt Beckum (Junker und Kruse, Dortmund,
August 2009) z.B. um

- Bauelemente, Baustoffe

- Bodenbelage, Teppiche (Auslegware)

- Campingartikel (Zelte, Isomatten, Schlafsacke ohne Wohnwagenzubehdr, Bekleidung

- und Schuhe)

- Eisenwaren / Beschlage

- Elektrogrof3geréte

- Elektroinstallationsmaterial

- Erotikartikel

- Fahrrader und technisches Zubehor

- Farben/ Lacke

- Fliesen

- Gartenbedarf /-geréte, PflanzgefalRe (Terrakotta) und Gartenhduser

- Kamine / Kacheltfen

- Kfz-, Caravan- und Motorradzubehdr (Kfz-Zubehor inkl. Autokindersitze, Markisen,

Vorzelten, Wohnwagenheizungen)

- Maschinen / Werkzeuge

- Mobel

- Pflanzen / Samen

- Rollladen / Markisen Konditionskraftmaschinen, GroR3hanteln, Fuf3ball, Hockey- oder

- Handballtore, Turnmatten, Billardtische, Rennrodel, Boote)

- SportgroRgerate

- Sanitarartikel

- Tapeten

Zu b)

Regelung des ,Handwerkerprivilegs"

Gegenstand der Festsetzung ist die Zuldssigkeit von an den Endverbraucher gerichteten
Verkaufsstatten von Gewerbebetrieben aller Art (einschl. Handwerksbetrieben), die zentren-
relevante Sortimente tber einen ,Werksverkauf“ am Produktionsstandort zum Verkauf anbie-
ten (,Handwerkerprivileg®).

Verkaufsstatten in produzierenden, weiterverarbeitenden Betrieben oder Handwerksbetrie-
ben kdnnen zugelassen werden, wenn die Verkaufsfliche dem Hauptbetrieb raumlich zuge-
ordnet und in unmittelbarem betrieblichen Zusammenhang errichtet ist, die Verkaufsflache
und der Umsatz dem Hauptbetrieb deutlich untergeordnet sind und die Grenze der Grol3fla-
chigkeit (800 m2 Verkaufsflache) nicht Gberschritten wird.
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Die Festsetzung bezieht sich nur auf den ,Werksverkauf* von zentrenrelevanten Warensor-
timenten und dient damit der Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche. Die
Zulassigkeit dient der wirtschaftlichen Unterstiitzung von Produktions- und Handwerksnut-
zungen und verfolgt das Interesse an einer wirtschaftlichen Entwicklung des gesamten Stan-
dortes.

Einzelhandels- und Zentrenkonzepte dienen vorrangig der raumlich-funktionalen Steuerung
des grofR¥flachigen Handels (> 800 m? Verkaufsflache).

In der Fachpraxis ist jedoch unstrittig, dass auch Vorhaben unterhalb der Grof3flachigkeits-
grenze insbesondere im Zusammenhang mehrerer Nutzungen (Agglomerationen) durchaus
stadtebauliche Auswirkungen generieren und der Zielvorstellung einer Starkung der Zentren
zuwiderlaufen kdnnen. Da sich zugleich ein allgemeingultiger Anlagentyp auf Grundlage der
Sortimentsstruktur sowie der Verkaufsflache unterhalb der Grof3flachigkeit nicht rechtssicher
definieren lasst, erfordert dies eine Orientierung an den tatsachlichen ortlichen Gegebenhei-
ten, d. h. es bedarf einer entsprechenden Herleitung und Begriindung, warum der definierte
Anlagentyp pragend fur die ortliche Situation ist (Ortstypik).

Die Situationsanalyse fir die Stadt Beckum - Einzelhandelskonzept fiir die Stadt Beckum
(Junker und Kruse, Dortmund, August 2009) - hat einen Bestand von rd. 290 Betrieben mit
insgesamt etwa 80.000 m? Verkaufsflache tber alle Sortimente und Betriebsformen hinweg
ergeben, so dass sich hieraus eine durchschnittliche Betriebsgrof3e von rechnerisch rd.
280 m? ergibt. Fir Neubeckum ergibt sich eine rechnerisch durchschnittliche Betriebsgrofl3e
von rd. 120m2, die hier zu bericksichtigen ware (Verkaufsflache von rd. 8.000 m? bei 68 Ge-
schéaften im zentralen Versorgungsbereich).

Angesichts der stadtebaulichen Zielvorstellungen, ohne jedoch zu stark steuernd in das
Marktgeschehen eingreifen zu wollen, ergibt sich hieraus eine empfohlene Gréf3enordnung
von 120 m?, die den Schwellenwert darstellt, an dem aus stadtebaulicher Sicht zumindest
eine Bewertung oder Priifung eines Vorhabens erfolgen sollte.

In der Konsequenz sind in der Regel keine negativen Auswirkungen auf die Versorgungs-
struktur und zentrale Versorgungsbereiche anzunehmen, sofern eine Verkaufsstelle mit nah-
versorgungs- und/oder zentrenrelevanten Sortimenten eine Gréf3enordnung von 120 m2 nicht
Uberschreitet.

Fremdkoérperfestsetzung im Gewerbegebiet gem. 8 9 (1) BauGB i.V.m. § 1 (10) BauNVO

In dem Gewerbegebiet sind Erweiterungen, Anderungen und Erneuerungen des mit ,F* ge-
kennzeichneten groR¥flachigen Lebensmittelmarktes mit Backshop allgemein zulassig. Erwei-
terungen der Verkaufsflache sind bis zu einer maximalen Verkaufsflache von 1.000 m2 zu-
lassig.

Innerhalb derErweiterung der Verkaufsflache sind die nahversorgungsrelevanten Sortimente
- Back- und Fleischwaren

- Drogeriewaren

- Getranke inkl. Wein / Sekt / Spirituosen
- Nahrungs- und Genussmittel inkl. Kaffee / Tee / Tabakwaren

- Parfiimerie- und Kosmetikartikel

- Frei verkaufliche Pharmazeutika, Reformwaren
- Schnittblumen

- Zeitungen / Zeitschriften

ohne Einschrankung zulassig.
Innerhalb derErweiterung der Verkaufsflache sind die-hahversorgungsrelevanten-Seortimente
Parfiimeri I eartikel

' verkaufliche. Pl ika._Ref
~Schnittblumen

. | Zeitschrif
sowie die zentrenrelevanten Sortimente (s.u.) als Randsortimentejeweils-pro-Sertiment-nur
auf einer Flache von maximal 10% der maximal-zulassigen Gesamtverkaufs-
flache zulassig.
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Zudem soll im Bebauungsplan festgesetzt werden, dass Einzelhandelsbetriebe mit nahver-
sorgungsrelevantem und/oder zentrenrelevantem Sortiment, die zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bebauungsplanes zulassigerweise errichtet sind und betrieben werden, unter
Beibehaltung ihres Sortimentes mit VergréRerung ihrer Gesamtverkaufsflache auf maximal
1.000 m? erneuert werden kénnen.

Den gemal der Festsetzung zum Ausschluss von Nahversorgungs- und/oder zentrenrele-
vantem Einzelhandel im Plangebiet unzulassigen Einzelhandelsbetrieben wird damit auf der
Grundlage des 8§ 1 (10) BauNVO die Mdglichkeit gegeben, tber den einfachen Bestands-
schutz hinaus ihren Betrieb unter Beibehaltung ihres Sortimentes und mit einer vertraglichen
VergroRerung ihrer Gesamtverkaufsflache, zu erneuern.

Unabhangig von der Grol3e der fur die Sortimente insgesamt zulassigen Flache soll dabei
sichergestellt werden, dass diese nicht von einem einzigen Sortiment belegt werden kann.
Das Kernsortiment soll bei dem Einzelhandelsbetrieb weiterhin im Bereich ,Nahrungs- / Ge-
nussmittel, Back- / Fleischwaren“ seinen Schwerpunkt finden. Andere Sortimente sollen da-
gegen nur untergeordnet in der Verkaufsflache zulassig sein, um in ihren Dimensionen nicht
vergleichbare Angebote in Versorgungsbereichen zu tbertreffen.

Die Vertraglichkeit der Erweiterung von zusatzlichen Lebensmittelverkaufsflachen (Neuan-
siedlung und Erweiterung) in Neubeckum ist durch gutachterliche Einschatzungen und Be-
wertungen im Sinne einer Einzelbetrachtung sowie einer summarischen Prifung flur die drei
in Neubeckum in Rede stehenden Standorte von Lebensmittel-Markten auf3erhalb des zent-
ralen Versorgungsbereiches nachgewiesen worden.

Dabei weist die gutachterliche Stellungnahme von Junker und Kruse, Dortmund, Oktober
2014 zur Kurz-Bewertung des vorgelegten Gutachtens von Stadt + Handel zur kumulierten
Betrachtung von zusatzlichen Lebensmittelverkaufsflachen (Neuansiedlung und Erweiterung)
in Neubeckum vom 26. Mai 2014 darauf hin, ,dass mit Blick auch auf die Berechnungen im
Rahmen des vorgelegten Gutachtens zur kumulierten Betrachtung und daraus gezogenen
Schlusse die nunmehr angedachten Verkaufsflachenerweiterungen der drei Lebensmitteldis-
counter auf jeweils bis zu 1.000 m2 die Obergrenze der Erweiterungen darstellen sollten.” Die
Stellungnahme flhrt weiter aus: ,Schlief3lich handelt es sich hier um die auch langfristige
Sicherung wichtiger Grund- bzw. Nahversorgungsstandorte im Stadtteil Neubeckum. Ebenso
wird durch die Sicherung der bestehenden Standorte eine weitere Empfehlung des Einzel-
handelskonzeptes umgesetzt, dass zusatzliche Standorte an integrierten Standorten (und
damit auRBerhalb des zentralen Versorgungsbereichs) zu vermeiden sind. Dem steht auch
nicht die empfehlende Formulierung entgegen, dass unter versorgungsstrukturellen Ge-
sichtspunkten mégliche Erweiterungen nicht erforderlich sind. Denn die nunmehr anstehen-
den moderaten Erweiterungen der drei Lebensmitteldiscounter au3erhalb des zentralen Ver-
sorgungsbereiches dienen der Standortsicherung und leisten ihren Beitrag zur ful3laufigen
Versorgungsqualitéat in Neubeckum, ohne, so die nachvollziehbaren Ausfiilhrungen der vor-
liegenden Analyse, sich negativ auf andere stadtebaulich relevante Strukturen auszuwirken.”

Damit wird eine Erweiterung des bestehenden Lebensmittelmarktes mit einem eingeschrénk-
ten erweiterten Bestandschutz nach § 1 (10) BauNVO zugelassen, obwohl es sich um ein
nahversorgungs- / zentrenrelevantes Sortiment handelt. Gerechtfertigt wird dies damit, dass
von der Erweiterung des bestehenden Lebensmittelmarktes keine negativen Auswirkungen
auf die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereiches in der Nahversorgung aus-
gehen.

In diesem Fall ist der Ausschluss von Einzelhandelbetrieben mit diesem Sortiment im bri-
gen Plangebiet mit dem Ziel der Erhaltung und Entwicklung des zentralen Versorgungsberei-
ches zu rechtfertigen. Wird er durch die Erweiterung des Lebensmittelmarktes nicht beein-
trachtigt, muss dieses nicht gleichzeitig fir die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben mit
diesem Sortiment im Ubrigen Plangebiet gelten, da solche Nutzungen / Betriebe dem Grunde
nach in dem Plangebiet nicht gewollt sind. Der vorhandene Einzelhandelsbetrieb stellt dabei
eine stadtebaulich zu vertretende Ausnahme dar, aus der nicht Neuansiedlungen in gleichem
Umfang abgeleitet und gerechtfertigt werden kénnen. Somit bedarf es auch keiner Ermittlun-
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gen dazu, ob und in welchem Umfang die Ansiedlung weiterer Einzelhandelsbetriebe im
Plangebiet zur nachteiligen Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich fiihren.
Daher erfolgt hierzu die Festsetzung der Unzulassigkeit (s.u.).

Als unzuldssig werden folgende Nutzungen festgesetzt:

e Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten und/oder zentrenrelevanten Kern-
sortimenten gemalR der Beckumer Sortimentsliste des Einzelhandelskonzeptes fir die
Stadt Beckum (Junker und Kruse, Dortmund, August 2009).

Als nahversorgungsrelevante und/oder zentrenrelevante Sortimente gelten gemanR Beck-

umer Sortimentsliste des Einzelhandelskonzeptes fur die Stadt Beckum (Junker und

Kruse, Dortmund, August 2009):

Nahversorgungsrelevantes Sortiment:

- Back- und Fleischwaren

- Drogeriewaren

- Getranke inkl. Wein / Sekt / Spirituosen

- Nahrungs- und Genussmittel inkl. Kaffee / Tee / Tabakwaren

- Parfimerie- und Kosmetikartikel

- Frei verkaufliche Pharmazeutika, Reformwaren

- Schnittblumen

- Zeitungen / Zeitschriften

Zentrenrelevantes Sortiment:

- Angler- und Jagdbedarf ohne Schuhe und Bekleidung

- Bekleidung

- Bettwasche

- Bild- und Tontrager

- Bicher

- Buromaschinen u. a. Aktenvernichter, Beschriftungssysteme, Bindegerate, Diktierge-
rate

- Falzmaschinen, Kopiergerate, Schreibmaschinen, Tisch- und Taschenrechner

- Computer und Zubehor

- Elektrokleingerate

- Foto

- Gardinen

- Geschenkartikel

- Glas/ Porzellan / Keramik ohne PflanzgefalRe

- Handarbeitsbedarf / Kurzwaren / Meterware / Stoffe / Wolle

- Haushaltswaren Kiuchenartikel und -geréate - ohne Elektrokleingerate; Messer, Sche-
ren

- Besteck, Eimer, Waschestander, -korbe, Besen, Kunststoffbehélter, -schiisseln

- Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und Tischwasche

- Horgerate

- Kinderwagen

- Kunstgewerbe / Bilder / Bilderrahmen

- Lampen, Leuchten, Leuchtmittel

- Lederwaren / Taschen / Koffer / Regenschirme

- Matratzen / Bettwaren ohne Bettwasche; Bettwaren umfassen u. a. Kissen, Bettde-
cken, Matratzenschoner

- Musikinstrumente und Zubehor

- Optik, Augenoptik

- Papier, Burobedarf, Schreibwaren

- Sanitatsbedarf

- Schuhe

- Spielwaren

- Sportartikel / -geréate (ohne Sportgrof3gerate)

- Sportbekleidung
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- Sportschuhe

- Telekommunikation und Zubehor

- Teppiche (Einzelware)

- Uhren / Schmuck

- Unterhaltungselektronik und Zubehor
- Waffen

- Zoologische Artikel, lebende Tiere

Die Verkaufsflache ist die Flache, auf der der Verkauf abgewickelt wird. Dazu zahlen die
Standflachen fir Waren, Warentrager, Konsumbereiche und dem Kunden zugangliche
sonstige Verkaufs- und Serviceflachen. Dies gilt auch fir Kassenbereiche, innenliegende
Flachen, vom Kunden begehbare Schaufensterflachen sowie Freiflachen, auch wenn die-
se nur voribergehend fir Verkaufszwecke genutzt werden.

Als Sortiment wird die Gesamtheit der von einem Handelsbetrieb angebotenen Warenar-
ten (-sorten) verstanden.

Der typische Charakter des Betriebes wird von seinem Kernsortiment bestimmt. Das
Randsortiment dient der Ergdnzung des Angebotes und muss sich dem Kernsortiment
deutlich unterordnen.

Gegenstand der Festsetzung ist der grundsétzliche Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben
mit nahversorgungs- und/oder zentrenrelevanten Sortimenten. Diese Sortimente, die die
Funktionsféahigkeit der zentralen Versorgungsbereiche wesentlich bestimmen, sind in der
Beckumer Sortimentsliste aufgefuhrt.

Neuansiedlungen von Einzelhandelsbetrieben mit den dort genannten nahversorgungs- und
zentrenrelevanten Sortimenten sind im Bereich des Bebauungsplanes Nr. N 82 ,Mark I nicht
zulassig.

Zudem werden im Gewerbegebiet folgende Nutzungen ausgeschlossen:

¢ Beherbergungs- und Bordellbetriebe sowie Schank- und Speisewirtschaften als Gewer-
bebetriebe aller Art gemaf § 8 (2) Ziffer 1 BauNVO;

e Vergnigungsstatten;
Gewerbebetriebe, die einen Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereiches im Sinne
des 8 3 (5a) BImSchG i.V.m. der 12. BImSchV (Stérfallverordnung i.d.F. der Bekanntma-
chung vom 26.11.2010 (BGBI. | S. 1643)) darstellen und fir die nicht aufgrund baulicher
oder technischer Vorkehrungen / MaRnahmen ein geringerer Abstand zu schutzbedurfti-
gen Gebieten ausreichend ist.

Gegenstand der Festsetzung ist der Ausschluss von Nutzungen, die der beabsichtigten ge-
werblichen Nutzung entgegenstehen und die keinen Bezug zu diesem Entwicklungsziel ha-
ben.

Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung ist zu berlcksichtigen, dass das Erfordernis zur
Berlicksichtigung angemessener Abstéande zwischen Betriebsbereichen im Sinne von
§ 3 (5a) BImSchG und schutzwiirdigen Gebieten (von Menschen bewohnte oder stark fre-
guentierte Bereiche) im Sinne des § 50 BImSchG besteht.

Die Seveso-lI-Richtlinie und die Storfallverordnung (12. BImSchV) definieren sehr spezifi-
sche Grundlagen fur die Ermittlung angemessener Absténde (,Achtungsabstande®) zwischen
schutzwirdigen Gebieten und Betriebsbereichen, in denen gefahrliche Stoffe verwendet
werden oder vorkommen etc..

Der Leitfaden der Kommission fir Anlagensicherheit -KAS- beim Bundesministerium fur
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Empfehlungen fir Abstande zwischen Betriebs-
bereichen nach der Storfall-Verordnung und schutzwirdigen Gebieten im Rahmen der Bau-
leitplanung - Umsetzung 8 50 BImSchG - ,KAS 18*) soll als Grundlage fur die Einbeziehung
des Belanges in die kommunale Bauleitplanung dienen.

Dieser Leitfaden enthalt Abstandsempfehlungen fiir Betriebsbereiche, in denen bestimmte
Stoffe in bestimmten Mengen vorkommen bzw. verwendet werden. Die aufgefiihrte Liste ist
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nicht abschlie3end, auch sind mit Bezug auf die Seveso-lI-Richtlinie sowie die Stoérfallver-
ordnung beim Vorkommen bzw. der Verwendung von Mischungen gefahrlicher Stoffe ggf.
andere Abstandserfordernisse gegeben. Die aufgefiihrten Stoffe sind in dem Leitfaden Ach-
tungsabstdnde der Klassen | bis IV zugeordnet, fir die Abstande zwischen mindestens
200 m sowie 1.500 m und mehr definiert werden.

Diese Abstande werden mit dem Plangebiet unterschritten. Daher erfolgt ein grundsatzlicher
Ausschluss von Gewerbebetrieben und Anlagen mit Betriebsbereichen i.S.d. § 5 (3a) BIm-
SchG. Damit wird im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung bereits vor der Projektpla-
nung und dem Anlagen- und Baugenehmigungsverfahren sichergestellt, dass in dem von
schutzwirdigen Gebieten umgebenen Gewerbegebiet i.W. keine sogenannten ,Storfallbe-
triebe" angesiedelt werden.

7.1.2 Flache fur den Gemeinbedarf

Im Osten des Plangebietes wird der Bereich der vorhandenen Moschee als ,Flache flir den
Gemeinbedarf' mit der Zweckbestimmung ,Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Ge-
baude und Einrichtungen (Moschee)" festgesetzt.

7.2. Mal der baulichen Nutzung

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen zum Maf3 der baulichen Nutzung keine Festset-
zungen vorgenommen werden. Gemaf § 30 (3) BauGB liegen somit die Bedingungen eines
einfachen Bebauungsplanes vor, womit sich die Zuléassigkeit von Vorhaben bezliglich des
MalRes der baulichen Nutzungen nach 8 34 BauGB (Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der
im Zusammenhang bebauten Ortsteile) richtet.

Das Plangebiet ist Uberwiegend bebaut und bezilglich des Mal3es der vorhandenen bauli-
chen Anlagen heterogen ausgestaltet (siehe Kapitel 4). Mit dem Verzicht auf die Festsetzun-
gen zum MalR der baulichen Nutzung soll eine erhéhte Flexibilitat und somit eine langfristig
zufriedenstellende Ldsung fir zukinftige Entwicklungen im Plangebiet erreicht werden. Fur
die Zielsetzung des Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die Bestandssicherung des be-
stehenden Einzelhandelsbetriebes sowie der Einzelhandelsausschluss im weiteren Gewer-
begebiet einer Losung zugefihrt werden. Dies erfolgt vollstdndig Uber die Festsetzungen zur
Art der baulichen Nutzung (siehe Kapitel 7.1).

Mit der Aufstellung eines einfachen Bebauungsplanes ist die Zuldssigkeit von Bauvorhaben
auf Grundlage des § 34 BauGB zu priifen. Die Stadt Beckum beschlief3t mit Satzungsbe-
schluss abschlief3end Uber die im Bebauungsplan enthaltenen stadtebaulichen Sachverhalte.
Bei Bauanfragen obliegt die Entscheidung zu diesen Sachverhalten dann ausschlief3lich der
Bauaufsichtsbehdrde. Zu den nicht vorgenommenen Inhalten — hier: zum Malf3 der baulichen
Nutzung und zur Bauweise (s.u.) — ist das Einvernehmen der Stadt Beckum erforderlich.

7.3. Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflache

Hinsichtlich der Bauweise soll, ebenso wie beim MalR der baulichen Nutzung, bewusst auf
eine Regelung verzichtet werden, um somit eine mdglichst hohe Flexibilitat im Plangebiet zu
erwirken. Mit der Festsetzung einer zusammenhéngenden lUberbaubaren Grundsticksflache
kann auf Grundstlicken planungsrechtlich unabhangig von liegenschaftlichen Grenzen ge-
baut werden, da die Grundsticke durch Teilung oder Zusammenlegung beliebig zu Bau-
grundstiicken entwickelt werden kénnen. Die Zulassigkeit von Bauvorhaben richtet sich so-
mit hinsichtlich der Bauweise und den damit verbundenen Grenzabstanden ebenfalls nach
§ 34 BauGB und dem Gebot des Einfigens in den vorhandenen Bestand (siehe Kapitel 7.2).
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7.4. Verkehrsflachen / ErschlielBung

Die im Plangebiet vorhandene Stral3e Mark | wird im Bebauungsplan als 6ffentliche StraRen-
verkehrsflache festgesetzt und somit die ErschlieBung der im Plangebiet anséssigen Unter-
nehmen gesichert. Die &uRere ErschlieRung ist mit dem Anschluss der Stral3e Mark | an die
Kaiser-Wilhelm-Straf3e gewahrleistet. Weitere Zufahrten sollen zur Kaiser-Wilhelm-Stral3e als
LandesstralRe verhindert werden. Daher wird die Strecke entlang der sudlich angrenzenden
Kaiser-Wilhelm-Straf3e als Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt

Die Flachen fur den Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9
(1) ziffer 25 b BauGB sind dagegen von Stellplatzen, Garagen und Nebenanlagen freizuhal-
ten (siehe Kapitel 7.5).

7.5. Anpflanzungsfestsetzungen

Im Bestand ist heute entlang der Kaiser-Wilhelm-Strafl3e eine durchgehende, gebietspragen-
de Gehdlzstruktur vorhanden. Um die Eingriinung des Gewerbegebietes im Ubergang zu
den sudlich liegenden Wohngebieten planungsrechtlich zu sichern, wird die Grinstruktur in
Form eines 2,00 m breiten Streifens zum Erhalt von Baumen, Strduchern und sonstigen Be-
pflanzungen gem. § 9 (1) Ziffer 25 b BauGB festgesetzt.

Da vom Parkplatz des Lidl-Marktes heute bereits ein Fuliweg auf die Kaiser-Wilhelm-StralRe
fuhrt, sollen Unterbrechungen der Erhaltungsfestsetzungen fir FulBwege ausnahmsweise in
einer Breite von 4,00 m zugelassen werden kdnnen.

Die bestehenden Gehdlzstrukturen entlang der nordlich gelegenen Bahnanlage befinden
sich Uberwiegend auf3erhalb des Geltungsbereiches des Plangebietes, sodass ein Erhalt der
Strukturen mit vorliegender Planung nicht zielfihrend ist.

8. Auswirkungen der Planung

8.1. Belange der Ver- und Entsorgung

Mit den im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen ist davon auszugehen, dass die Ver-
und Entsorgung des Plangebietes entsprechend der Bestandssituation gesichert ist. Gege-
benenfalls sind Neubauvorhaben Uber Hausanschlisse an die Ver- und Entsorgungsanlagen
anzuschliel3en. Dies gilt sowohl fir die Trinkwasserversorgung als auch die Versorgung mit
Strom und Gas.

Gemal dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW ergibt sich ein Loschwasserbedarf von mindes-
tens 192 m3/h Uber einen Zeitraum von 2 Stunden. Dabei wird davon ausgegangen, dass
keine feuerbesténdigen oder feuerhemmenden Umfassungen, jedoch harte Bedachung zur
Ausfuhrung kommen.

Die Abfallentsorgung ist tber die 6rtliche Mullabfuhr gewahrleistet. Die StraRen sind hierfir
ausreichend dimensioniert.

8.2. Denkmalschutz

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich nach derzeitigem
Kenntnisstand keine Baudenkmale oder denkmalwerte Objekte bzw. Denkmalbereiche gem.

88 3 - 5 Denkmalschutzgesetz NRW. Auch Boden- und Gartendenkmale sind nicht bekannt.
Deshalb sind Malinahmen des Denkmalschutzes oder der Denkmalpflege nicht erforderlich.
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9. Belange der Umwelt

9.1. Umweltprifung

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt nach 8§ 13a BauGB im beschleunigten Verfah-
ren (Bebauungsplane der Innenentwicklung). Die Voraussetzungen hierfir sind gegeben
(siehe Kapitel 3).

Eine Umweltvorprifung im Sinne des 8§ 13a (1) Satz 2, Ziffer 2 BauGB und Anlage 2 zum
BauGB wurde zu Beginn des Verfahrens durchgefiihrt. Im Ergebnis dieser Vorprifung zeigt
sich, dass in Folge der Aufstellung des Bebauungsplanes keine erheblichen Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind (siehe Anhang dieser Begrindung).

Die Zulassigkeit eines Vorhabens, das einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertrag-
lichkeitsprifung nach dem Gesetz zur Durchfiihrung der Umweltvertraglichkeitsprifung oder
nach Landesrecht unterliegt, wird nicht vorbereitet.

Mit der Anwendung des 8§ 13a BauGB kann entsprechend dem vereinfachten Verfahren zur
Aufstellung von Bebauungsplanen (8 13 BauGB) auf eine Darstellung der nach § 2 (4)
BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes und der voraussichtlichen
erheblichen Umweltauswirkungen (Umweltprifung) verzichtet werden. Die Umweltbelange
sind dennoch in der Begriindung zum Bebauungsplan zu betrachten.

Es ergeht bzgl. der zu betrachtenden Schutzgtter folgende Beurteilung:

gelegene und bereits in weiten
Teilen bebaute Flache als urba-
ner Lebensraum einzustufen,
der keinen Erholungsraum dar-
stellt.

Der bestehende Einzelhandels-
betrieb dient der wohnortnahen
Versorgung der Bevolkerung.
Die Mescid-i Aksa Camii - Mo-
schee ist eine religibse und so-
zio-kulturelle Einrichtung, die ein
kulturelles Veranstaltungsange-
bot fuhrt.

Schutzgut Derzeitiger Umweltzustand Umweltzustand nach Aufstellung
des Bebauungsplanes
Mensch Insgesamt ist die innerstadtisch | Mit der Planung wird eine Inan-

spruchnahme der noch unbebau-
ten Freiflachen planungsrechtlich
gesteuert. Das Baurecht besteht
jedoch nach § 34 BauGB bereits
heute, sodass eine mogliche In-
anspruchnahme des Freiraumes
nicht originar durch die Bauleit-
planung ermdglicht wird.

Der bestehende Einzelhandelsbe-
trieb wird mit der Aufstellung des
Bebauungsplanes in seinem Be-
stand gesichert, sodass eine
wohnortnahe  Versorgung der
Bevolkerung weiterhin  gewahr-
leistet ist.

Die Mescid-i Aksa Camii - Mo-
schee ist als Anlage fur kirchliche,
kulturelle und soziale Zwecke im
festgesetzten Gewerbegebiet
ausnahmsweise zuldssig, sodass
der Fortbestand dieser Einrich-
tung aus planungsrechtlicher
Sicht nicht infrage steht.
Umweltrelevante  Schadstoffbe-
eintréchtigungen sind durch die
Aufstellung des Bebauungsplanes
nicht zu erwarten.
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Pflanzen und Tiere

Die vorhandenen Pflanzstruktu-
ren im inneren des Plangebietes
haben im Wesentlichen keine
hohe Bedeutung. Diese Struktu-
ren werden nur von haufig vor-
kommenden Tierarten genutzt,
die als Kulturfolger auf die an-
grenzenden Grundstiicke aus-
weichen konnen. Das Plange-
biet hat keine wesentliche Funk-
tion fur planungsrelevante Ar-
ten.

Das Plangebiet weist keine Bio-
toptypen von mittlerer bis hoher
Wertigkeit auf. Im inneren des
Plangebietes  befinden sich
brachliegende Rasenflachen
sowie vereinzelte Geholzstruk-
turen. Lediglich entlang der Kai-
ser-Wilhelm-StraRe verlauft ein
zusammenhangender Geholz-
streifen.

Die Planung l6st nach heutigem
Kenntnisstand keine artenschutz-
rechtlich relevanten Verbotstatbe-
sténde aus.

Der bestehende Geholzstreifen
entlang der Kaiser-Wilhelm-
Stralle wird planungsrechtlich
gesichert. Eine Uberbauung der
Ubrigen Grinstrukturen ist bereits
heute auf Grundlage des § 34
BauGB mdglich.

Naturraum und

Die vorhandenen Freiflachen

Eine Beeintrachtigung von Natur-

Landschaft sind als Siedlungsbrachen zu | raum und Landschaft wird mit der
charakterisieren, die flr das | Planung nicht vorbereitet. Es

Schutzgut Naturraum und Land- | kann lediglich zur Inanspruch-

schaft keine Rolle einnehmen. nahme bestehender Siedlungs-

brachen kommen, die jedoch

auch ohne Aufstellung des Be-

bauungsplanes auf Grundlage

des § 34 BauGB zuldssig wéaren.

Boden Das Plangebiet ist im 6stlichen | Die Inanspruchnahme bislang

Bereich nahezu vollstandig be-
baut. Die Versiegelung ist in
diesem Bereich sehr hoch, da
die Freibereiche hier grofiten-
teils zugunsten von Stellplatzen
versiegelt sind.

Unversiegelte Flachen befinden
sich im Wesentlichen noch im
ostlichen Bereich des Plange-
bietes sowie eine brachliegende
Flache nordlich der Stral3e
Mark .

Nach dem Auskunftssystem
BK50 (Karte der schutzwirdigen
Bdden) des  Geologischen
Dienstes NRW wird der Boden
im Plangebiet als ,trockener bis
extrem trockener, flachgriindiger
Felsboden* mit der Schutzkate-
gorie 2 gefiuhrt.

unversiegelter Flachen des Plan-
gebietes ist bereits auf Grundlage
des § 34 BauGB mdglich. Es wird
somit nach der Planung auch
weiterhin die Mdoglichkeit beste-
hen, eine zusatzliche Versiege-
lung bisheriger Freiflachen vor-
nehmen zu kénnen.

In den textlichen Festsetzungen
wird deutlich gemacht wird, dass
bei Erdarbeiten eine Beteiligung
des Kreises als Untere Boden-
schutzbehérde erforderlich ist, um
vorhabenbezogene Regelungen
z. B. hinsichtlich einer gutachterli-
chen Begleitung oder zur ord-
nungsgeméalen Entsorgung von
Bodenaushub zu treffen.
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Flache bildet ein Stadtklimatop.

Gewasser / Eine besondere Relevanz des | Mit der Aufstellung des Bebau-

Grundwasser Plangebietes fur die Aspekte | ungsplanes ergeben sich keine
Gewdasser und Grundwasser | wesentlichen Auswirkungen auf
sind nicht bekannt. die Beurteilung des Schutzgutes
Es sind keine Oberflachenge- | Gewasser / Grundwasser.
wasser vorhanden.

Luft / Klima Die innerstadtisch gelegene | Es kann davon ausgegangen

dass mikroklimatische
Verédnderungen nicht bemer-
kenswert Uber das Plangebiet
hinaus Einfluss haben werden.
Eine zuklnftige Bebauung wird
sich mit Aufstellung des Bebau-
ungsplanes nach 8§ 34 BauGB
weiterhin an die vorhandene Be-
bauung zu richten haben. Eine
wesentliche  Veranderung der
mikroklimatischen  Situation im
Plangebiet ist hierdurch nicht zu
erwarten.

werden,

Kultur- und Sach-
guter

Innerhalb des Plangebietes be-
finden sich nach derzeitigem
Kenntnisstand keine Baudenk-

Mit der Planung sind keine Aus-
wirkungen auf Kultur- und Sach-
guter verbunden.

male oder denkmalwerte Objek-
te bzw. Denkmalbereiche gem.
88 3 - 5 Denkmalschutzgesetz
NRW. Auch Boden- und Gar-
tendenkmale sind nicht bekannt.

Insgesamt sind infolge der Planung keine erheblichen Beeintrachtigungen der Schutzguter
und somit keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten.

9.2. Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Gem. § 13a (2) Ziffer 4 BauGB gelten Eingriffe in den Natur- und Landschaftshaushalt als
bereits vor der planerischen Entscheidung zur Aufstellung dieser Bebauungsplandnderung
erfolgt oder zulassig gewesen.

Aus diesen Grinden entfallt die Notwendigkeit zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
gem. § la BauGB i.V.m. BNatSchG sowie das Aufzeigen von Mal3nhahmen zur Bewaltigung
von Eingriffsfolgen.

9.3. Artenschutz

Die vorhandenen Gehdolzstrukturen werden im Bebauungsplan in Form von Erhaltungsfest-
setzungen tbernommen, so dass eine erhebliche Storung streng geschitzter Arten im Sinne
des § 44 (1) ziffer 2 BNatSchG, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der
lokalen Population fiihren wird, zu verneinen ist. Das Plangebiet liegt innerhalb eines Sied-
lungsgebietes mit unmittelbar angrenzenden Ubergeordneten Verkehrsflachen und unterlag
bisher schon der menschlichen Nutzung. Daher ist davon auszugehen, dass die dort vor-
kommenden Arten anthropogene Storungen tolerieren. Aus artenschutzrechtlicher Sicht ha-
ben die vorhandenen Pflanzstrukturen innerhalb der bebauten Bereiche im Plangebiet keine
hohe Bedeutung. Diese Strukturen werden nur von haufig vorkommenden Tierarten genutzt,
die als Kulturfolger auf die angrenzenden Grundstiicke ausweichen kénnen.
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Da im Umfeld geniigend Ausweichmdglichkeiten fiir Vogelarten vorhanden sind, die Gebii-
sche als Niststandort nutzen, kann davon ausgegangen werden, dass auch bei einer Besei-
tigung des vorhandenen Gehdlzbestandes innerhalb von rechtskraftig festgesetzten Bau-
grundstiicken auf3erhalb der Brutzeit der Verbotstatbestand der Zerstérung einer Fortpflan-
zungs- und Ruhestétte nicht erfllt wird. Aus diesem Grund wird eine Bebauung der Flachen
nicht zu einer Zerstérung einer Fortpflanzungs- und Ruhestitte gem. § 44 (1) Ziffer 3
BNatSchG fiihren.

Auch ein Verstol3 gegen § 44 (1) Ziffer 1 BNatSchG ist zu verneinen.

In den Bebauungsplan wird unter Hinweise aufgenommen:

Zur Vermeidung der Verbotstatbestande gem. § 44 (1) Ziffer 1 BNatSchG (T6ten und Verlet-
zen von Tieren) ist die Baufeldfreimachung zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar
durchzufuhren. Abweichungen bedirfen der Zustimmung der unteren Landschaftsbehdérde.
Vor der Baufeldfreimachung ist zu prifen, ob eine Quartiernutzung durch planungsrelevante
Arten erfolgt. Falls eine Quartiernutzung bestatigt werden kann, sind die Arbeiten bis zur
Aufgabe der Quartiernutzung zu verschieben oder die Tiere fachkundig zu bergen und in
Ersatzquartiere umzusiedeln. Dies bedarf der Zustimmung der unteren Landschaftsbehérde.

9.4. Immissionsschutz

Belange des Immissionsschutzes sind durch die Planung innerhalb des Gewerbegebietes
nicht berthrt.

Der Zulassigkeitsmal3stab fir die potenziellen Gewerbebetriebe wird durch die Aufstellung
des Bebauungsplanes gegeniber der heutigen Situation nicht verandert.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird an dem Standort / in dem Plangebiet und sei-
nem Umfeld kein Immissionskonflikt erzeugt, der auf der Ebene der Bauleitplanung zu be-
waltigen ware. Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb einer gewerblich gepragten
Umgebung ist kein zu bertcksichtigender potenzieller Immissionsort vorhanden, fir den akti-
ve bzw. passive Schallschutzvorkehrungen zu treffen sind.

Die Beurteilung von Bauvorhaben richtet sich im Wesentlichen weiter nach § 34 BauGB. Im
Einzelfall ist jeweils durch den Bauherrn der Nachweis einer schalltechnischen Vertraglich-
keit von Nutzungen, Betriebsablaufen und technischen Einrichtungen zu fiihren. Dieses ge-
schieht im Rahmen des Bauantragsverfahrens.

9.5. Bodenschutz

Die Bodenschutzbelange unter Beriicksichtigung des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) und des Landesboden-
schutzgesetzes (LBodSchG) werden folgendermalRen beurteilt:

Mit der Planung soll eine MalRnahme der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB umgesetzt
werden. Der Bodenschutzklausel gem. § 1a (2) BauGB wird somit entsprochen. Es wird dem
Grundsatz ,Innenentwicklung vor Au3enentwicklung” und dem Ziel der Reduzierung des Fla-
chenverbrauches Rechnung getragen, indem keine neuen Flachen im Aul3enbereich ausge-
wiesen werden, sondern innerstadtische und bereits erschlossene Flachen in Anspruch ge-
nommen werden.

Die Bodenversiegelung und -verdichtung wird sich im Vergleich zu dem bisher zulassigen
Grad der Versiegelung nicht &ndern. Nachverdichtungen bzw. der Abriss und Neubau von
einzelnen Gebauden ist bereits vor der Aufstellung des Bebauungsplanes zulassig gewesen.
Erosionen sind bei dem Gelande nicht zu erwarten. Ein Schadstoffeintrag in den Boden ist
bei einem ordnungsgemafien Nutzen der Baugebiete nicht zu erwarten.

Im Plangebiet befinden sich noch vereinzelt unbebaute Grundstiicke, fir die bei einer Neu-
bebauung Bdden in Anspruch genommen werden. Fir diese bestehen jedoch bereits Bau-
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rechte, sodass mit der Anderung des Bebauungsplanes grundsatzlich keine neue Inan-
spruchnahme von Grund und Boden vorbereitet wird.

Vor dem Hintergrund des Bebauungsplans erfolgte eine Aktualisierung des Katasters. In die-
sem Zusammenhang wurde der Eintrag fur den grofdten Teil des ehemaligen Zementwerkge-
landes aufgehoben und ist somit flir den Bebauungsplan nicht mehr von Belang.

Weiter bestehen bleibt jedoch der Katastereintrag fir den Bereich des friiheren Silo- und
Packereigebaudes von Mark I, dass erst im Jahr 1994 im Auftrag der Firma Dyckerhoff ab-
gebrochen wurde. Fir diesen Teil des Gelandes liegt ein Gutachten des Bilros GEOscan
vom 27.09.1995 vor, dass Verunreinigungen des Bodens und der Bodenluft und Regelungs-
bedarf im Fall von Bebauungen ausweist. Dieses Gutachten hat weiterhin Bestand.

Bezogen auf die heutige Situation erfasst das v. g. Gutachten die Flurstiicke Nr. 478, 526,
528 und 529 in der Flur 302 der Gemarkung Beckum. Mit Ausnahme des Flurstiicks 478 be-
finden sich alle Flurstiicke innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungs-
plans.

Da keine Informationen zu einer Sanierung der Verunreinigungen vorliegen, sind die drei
Flurstiicke Nr. 526, 528 und 529 im Plan als Flachen mit Verunreinigungen gekennzeichnet.
In Bezug auf den Umgang mit diesen Grundstiicken halt das Amt fir Umweltschutz des Krei-
ses Warendorf es fir ausreichend, wenn in den textlichen Festsetzungen des aktuellen Be-
bauungsplans deutlich gemacht wird, dass bei Erdarbeiten eine Beteiligung des Kreises als
Untere Bodenschutzbehdrde erforderlich ist, um vorhabenbezogene Regelungen z. B. hin-
sichtlich einer gutachterlichen Begleitung oder zur ordnungsgeméfRen Entsorgung von Bo-
denaushub zu treffen. Dieser Passus wurde entsprechend in die textlichen Festsetzungen
aufgenommen.

9.6. Klimaschutz

In dem Plangebiet sind bauliche Grundsatze des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EnEV)
bzw. des Erneuerbare-Energien-Warme-Gesetzes (EEWarmeG) bei den Gebéuden ebenso
umsetzbar wie die aktive und passive Nutzung der Solarenergie.

Mit der Novellierung des Baugesetzbuches (geandert durch Artikel 1 des Gesetzes zur For-
derung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und Gemeinden vom
22.07.2011) soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch MaRnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawan-
del dienen, Rechnung getragen werden (klimagerechte Stadtentwicklung).

Dieser Grundsatz des neuen Absatzes 5 des § 1a BauGB (ergéanzende Vorschriften zum
Umweltschutz) ist in der Abwagung nach § 1 (7) BauGB zu berticksichtigen.

Gemal § 14 (1) BauNVO sind Anlagen fir erneuerbare Energien als untergeordnete Neben-
anlagen und Einrichtungen (im Zusammenhang mit baulichen Anlagen) allgemein zulassig,
sofern sie dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstiicke oder des
Baugebietes dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Die der Versorgung der
Baugebiete mit Elektrizitdt, Gas, Warme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser ein-
schlie3lich der Anlagen flir erneuerbare Energien dienenden Nebenanlagen sind in dem Be-
bauungsplan ausnahmsweise zulassig, auch soweit fir sie im Bebauungsplan keine beson-
deren Flachen festgesetzt sind (8 14 (2) BauNVO).

Infolge des ,Gesetzes zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden
und weiteren Fortentwicklung des Stadtebaurechts” vom 20. Juni 2013 sind gemal § 14 (3)
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BauNVO Anlagen zur Solar- oder Photovoltaiknutzung sowie Kraft-Warme-Kopplungs-
Anlagen nun auch zulassig, wenn sie Uberwiegend oder vollstandig in das 6ffentliche Netz
einspeisen.

Beckum / Bielefeld, Dezember 2016

Verfasser:

Drees & Huesmann - Planer

Architekten BDA - Stadtplaner DASL, IfR, SRL
Vennhofallee 97, 33689 Bielefeld

Tel: 05205-3230, Fax: -22679

Email: info@dhp-sennestadt.de
www.dhp-sennestadt.de
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Anhang 1:

Ziffer 2 BauGB und Anlage 2 zum BauGB

Ergebnis der Vorprifung des Einzelfalles gemafd 8§ 13a (1) Satz 2,

Ziffer

Kriterium

Bemerkung

Unerheb-
lich (-)

Ggf. erheb-
lich (+)

Merkmale des Bebauungsplanes, insbesondere in Bezug auf

das Ausmalf3, in dem der Be-
bauungsplan einen Rahmen
im Sinne des § 14b (3) des
Gesetzes uber die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung setzt;

Der von dem Bebauungsplan gesetzte
Rahmen bezieht sich ausschlie3lich auf
Regelungen nach BauGB und BauN-
VO. Vorhaben, die eine Beurteilung /
Genehmigung nach UVPG oder BIim-
SchG erfordern, werden durch die Pla-
nung nicht vorbereitet.

GrolRe:
Das Plangebiet umfasst eine Flache
von insgesamt 4,04 ha.

Art und MaR der baulichen Nutzung:
Fur das Plangebiet ist die Festsetzung
eines Gewerbegebietes (GE) vorgese-
hen.

Zum Mal3 der baulichen Nutzung wer-
den im Bebauungsplan keine Festset-
zungen vorgenommen.

Die Zulassigkeit von Vorhaben richtet
sich somit nach 8§ 34 BauGB (Zuléssig-
keit von Vorhaben innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile).
Dies ist bereits heute der Fall. Somit
bleibt das Mafl der baulichen Nutzung
im Plangebiet unveréandert.

1.2

das Ausmalf3, in dem der Be-
bauungsplan andere Pléane
und Programme beeinflusst;

Der Bebauungsplan wird aus dem
rechtskréftigen  Flachennutzungsplan
der Stadt Beckum entwickelt.

Die Festsetzungen des Bebauungspla-
nes entsprechen den Zielen der Raum-
ordnung sowie den Zielen des Einzel-
handelskonzeptes fir die Stadt Beck-
um.

Andere Plane und Programme werden
nicht berthrt.

1.3

die Bedeutung des Bebau-
ungsplanes fir die Einbezie-
hung umweltbezogener, ein-
schlie8lich gesundheitsbezo-
gener Erwégungen, insbe-
sondere im Hinblick auf die
Forderung der nachhaltigen

Mit der Aufstellung des Bebauungspla-
nes wird keine Neuinanspruchnahme
ungenutzter Freiflachen vorbereitet. Die
heute noch vorhandenen Freiflachen im
Plangebiet kénnen bereits heute nach
MaRRgabe & 34 BauGB in Anspruch
genommen werden.




Entwicklung;

Die im Geltungsbereich vorhandenen
erhaltenswerten Gehdlzstrukturen wer-
den im Bebauungsplan aufgegriffen
und langfristig gesichert.

Die Aufstellung des Plangebietes ist als
MalRRnahme der Innenentwicklung /
Nachverdichtung zu sehen, die folglich
den Prinzipien einer nachhaltigen
Raumentwicklung entspricht.

1.4

die fur den Bebauungsplan
relevanten umweltbezogenen,
einschliel3lich gesundheitsbe-
zogener Probleme;

Mit der Aufstellung des Bebauungspla-
nes wird als Art der baulichen Nutzung
ein Gewerbegebiet (GE) festgesetzt.
Faktisch liegt bereits heute die Gebiets-
typik eines Gewerbegebietes vor. Die
Zulassigkeit von Gewerbebetrieben
richtet sich bisher nach der MaRgabe
des 8§ 34 BauGB. Da im Bebauungs-
plan keine Festsetzungen zum Mal3 der
baulichen Nutzung vorgenommen wer-
den, bleibt hierzu die Beurteilung zur
Zulassigkeit von Vorhaben unverandert.
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die Bedeutung des Bebau-
ungsplanes fiur die Durchfih-
rung nationaler und europai-
scher Umweltvorschriften.

Der Bebauungsplan schliel3t Gewerbe-
betriebe aus, die unter die Storfallver-
ordnung der 12. BImSchV fallen.

Merkmale der moglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Ge-

biete, insbesondere in Bezug auf

2.1

die Wahrscheinlichkeit, Dau-
er, Haufigkeit und Umkehr-
barkeit der Auswirkungen;

Der Bebauungsplan dient zeitlich unbe-
fristet der planungsrechtlichen Siche-
rung des Gewerbegebietes vor dem
Hintergrund des Einzelhandelskonzep-
tes der Stadt Beckum. Mit der Planung
wird die Ansiedlung von Gewerbebe-
trieben  planungsrechtlich  gesichert.
Dies ist bereits heute nach Mafigabe
des 8§ 34 BauGB mdglich.
Auswirkungen der Planung auf umlie-
gende Bereiche sind dauerhaft auf ge-
werbegebietstypische Emissionen so-
wie auf An- / Abgangsverkehre be-
schrankt.

2.2

den kumulativen und grenz-
Uberschreitenden  Charakter
der Auswirkungen;

Westlich schlieRen weitere gewerblich
genutzte Flachen an das Plangebiet,
ostlich befindet sich ein Industriebetrieb
zur Herstellung von Kraftwerksanlagen.
Die Planung fiigt sich somit in die Um-
gebungsnutzung ein. Kumulative Aus-
wirkungen sind nicht zu erwarten.

2.3

die Risiken fur die Umwelt,
einschliefllich der menschli-
chen Gesundheit (zum Bei-
spiel bei Unfallen);

Auswirkungen der Plananderung auf
umliegende Bereiche beschrénken sich
dauerhaft auf gewerbegebietstypische
Emissionen sowie den Zu- und Ab-




gangsverkehr.

Durch den Ausschluss von Gewerbebe-
trieben, die unter die Storfallverordnung
der 12. BImSchV fallen, erfolgt eine
Reduktion der Risiken fir die Umwelt.

24 den Umfang und die rdumli- | Mit dem Ausschluss von grof3flachigen
che Ausdehnung der Auswir- | Einzelhandelsbetrieben  werden die
kungen; Ziele des Einzelhandelskonzeptes der

Stadt Beckum umgesetzt. Es erfolgt
somit gesamtstadtisch eine Starkung
des Einzelhandels- und Zentrengefi-
ges.

Die weiteren, im Bebauungsplan als
zulassig festgesetzten, Nutzungen sind
bereits heute im Plangebiet zul&ssig.
Es lassen sich hieraus keine erhebli-
chen und nachhaltigen neuen Auswir-
kungen erwarten.

2.5 die Bedeutung und die Sensi- | Mit der Planung sind keine Auswirkun-
bilitat des voraussichtlich be- | gen / Veranderungen auf besondere
troffenen Gebietes auf Grund | natirliche Merkmale verbunden.
der besonderen natirlichen | Die Intensitat der Flachennutzung wird
Merkmale, des kulturellen | in Folge der Planung im Vergleich zur
Erbes, der Intensitdt der Bo- | bisher moglichen Flachennutzung nicht
dennutzung des Gebietes | verandert.
jeweils unter Bericksichti- | Belange des kulturellen Erbes sind
gung der Uberschreitung von | nach heutigem Kenntnisstand nicht
Umweltqualitdtsnormen und | bertihrt. Es werden keine Umweltquali-
Grenzwerten; tdtsnormen und Grenzwerte uberschrit-

ten.

2.6 folgende Gebiete:

2.6.1 | Natura 2000-Gebiete nach | Nicht betroffen.

8 7 (1) Ziffer 8 BNatSchG,

2.6.2 | Naturschutzgebiete gem. § 23 | Nicht betroffen.
BNatSchG, soweit nicht be-
reits unter Ziffer 6.2.1 erfasst,

2.6.3 | Nationalparke gem. 8§ 24 | Nicht betroffen.
BNatSchG, soweit nicht be-
reits unter Ziffer 6.2.1 erfasst,

2.6.4 | Biospharenreservate und | Nicht betroffen.
Landschaftsschutzgebiete
gem. 88 25 u. 26 BNatSchG,

2.6.5 | gesetzlich geschiitzte Biotope | Nicht betroffen.
gem. § 30 BNatSchG,

2.6.6 | Wasserschutzgebiete  gem. | Nicht betroffen.

8§51 WHG, Heilquellen-
schutzgebiete gem. § 53 (4)
WHG sowie Uberschwem-
mungsgebiete gem. § 76
WHG,




2.6.7 | Gebiete, in denen die in den | Nicht betroffen.
Rechtsakten der Européi-
schen Union festgelegten
Umweltqualitatsnormen  be-
reits Uberschritten sind,

2.6.8 | Gebiete mit hoher Bevdlke- | Durch die Planung wird eine zusatzli-
rungsdichte, insbesondere | che Inanspruchnahme von Freiflachen
Zentrale Orte und Siedlungs- | vermieden. Die Planung steht dem
schwerpunkte in verdichteten | Grundsatz nach § 2 (2) Ziffer 2 ROG,
Ra&umen im Sinne des 8§ 2 (2) | wonach Siedlungstatigkeit raumlich zu
Ziffer 2 ROG, konzentrieren und auf Bereiche mit

ausreichender Infrastruktur bzw. Zent-
rale Orte auszurichten ist, nicht entge-
gen.

2.6.9 | in amtlichen Listen oder Kar- | Innerhalb des Plangebietes befinden

ten verzeichnete Denkmaler,
Denkmalensembles, Boden-
denkmaler oder Gebiete, die
von der durch die Lander be-
stimmten Denkmalschutzbe-
horde als arché&ologisch be-
deutende Landschaften ein-
gestuft worden sind.

sich nach heutigem Kenntnisstand kei-
ne Baudenkmale oder denkmalwerte
Objekte. Auch Bodendenkmale sind in
dem Gebiet nicht bekannt. MaRnahmen
des Denkmalschutzes oder der Denk-
malpflege innerhalb des Plangebietes
sind nicht erforderlich.




| Anhang 2: Protokoll der Artenschutzprifung

Protokoll einer Artenschutzpriifung (ASP) — Gesamtprotokoll —

A.) Antragsteller (Angaben zum Plan/Vorhaben)
Allgemeine Angaben
Plan/Vorhaben (Bezeichnung): BePauungsplan Nr. N 82 "Mark I"

Plan-/Vorhabentrager (Name): Stadt Beckum Antragstellung (Datum): 19.08.2016
Uberp ] eines Innenbereiches mit [berwiegend gewerblicher Nutzung mit planungsrechtlicher Sicherung eines bereils vc Leb telmarkies
Zur Vi idung der V tande gem. § 44 (1) Ziffer 1 BMatSchG (Téten und Verletzen von Tieren) ist die Baufeldfreimachung zwischen dem 01. Oktober und dem 28.

Februar durchzufuhren, Abweichungen bedurfen der Zustimmung der unteren Landschaftsbehorde.

Wor der Baufeldfreimachung ist zu priifen, ob eine Quartiernutzung durch plan I Arten erfolgt. Falls eine Quartiemutzung bestatigt werden kann, sind die Arbeiten bis
zur Aufgabe der Quartiemutzung zu verschieben oder die Tiere fachkundig zu bergen und in Ersatzquartiere umzusiedeln. Dies bedarf der Zustimmung der unteren
Landschaflsbehérde.

Stufe I: Vorpriifung (Artenspektrum/Wirkfaktoren)

Ist es mdglich, dass bei FFH-Anhang IV-Arten oder européischen Vogelarten die
Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG bei Umsetzung des Plans bzw. Realisierung Oja [ nein
des Vorhabens ausgeldst werden?

Stufe Il: Vertiefende Priifung der Verbotstatbestande
(unter Voraussetzung der unter B.) (Anlagen ,Art-filr-Art-Protokoll*) beschriebenen Manahmen und Griinde)

Nur wenn Frage in Stufe | ,ja“:

Wird der Plan bzw. das Vorhaben gegen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG

verstolRen (ggf. trotz Vermeidungsmalnahmen inkl. vorgezogener Ausgleichs- [ija [=] nein
malinahmen oder eines Risikomanagements)?

Arten, die nicht im Sinne einer vertiefenden Art-fur-Art-Betrachtung einzeln gepriift wurden:

Begriindung: Bei den folgenden Arten liegt kein Verstoll gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor (d.h. keine erhebliche Stérung
der lokalen Population, keine Beeintrachtigung der 6kologischen Funktion ihrer Lebensstétten sowie keine unvermeidbaren Verletzungen
oder Totungen und kein signifikant erhdhtes Tétungsrisiko). Es handelt sich um Irrgaste bzw. um Allerweltsarten mit einem landesweit
glnstigen Erhaltungszustand und einer grolen Anpassungsfahigkeit. Aulterdem liegen keine ernst zu nehmende Hinweise auf einen
nennenswerten Bestand der Arten im Bereich des Plans/\Vorhabens vor, die eine vertiefende Art-fir-Art-Betrachtung rechtfertigen wirden.

Stufe lll: Ausnahmeverfahren

Nur wenn Frage in Stufe Il ,,ja“:

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Griinden des liberwiegenden &ffentlichen ] [ nei
Interesses gerechtfertigt? 1a nein

2. Konnen zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? Oija [ nein

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei européischen Vogel- Oia [ nein

arten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten glnstig bleiben?




Antrag auf Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

Nur wenn alle Fragen in Stufe lll ,ja":

[] Die Realisierung des Plans/des Vorhabens ist aus zwingenden Griinden des iiberwiegenden
offentlichen Interesses gerechtfertigt und es gibt keine zumutbare Alternative. Der Erhaltungszustand
der Populationen wird sich bei europaischen Vogelarten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-
Arten giinstig bleiben. Deshalb wird eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten gem.

§ 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt. Zur Begriindung siehe ggf. unter B.) (Anlagen ,Art-fiir-Art-Protokoll*).

Nur wenn Frage 3. in Stufe lll ,,nein*:
(weil bei einer FFH-Anhang IV-Art bereits ein ungiinstiger Erhaltungszustand vorliegt)

(] Durch die Erteilung der Ausnahme wird sich der ungiinstige Erhaltungszustand der Populationen nicht
weiter verschlechtern und die Wiederherstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes wird nicht
behindert. Zur Begriindung siehe ggf. unter B.) (Anlagen ,Art-fir-Art-Protokoll).

Antrag auf Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG

Nur wenn eine der Fragen in Stufe lll ,nein“:
[] Im Zusammenhang mit privaten Griinden liegt eine unzumutbare Belastung vor. Deshalb wird eine
Befreiung von den artenschutzrechtlichen Verboten gem. § 67 Abs. 2 BNatSchG beantragt.




	1. Räumlicher Geltungsbereich
	2. Anlass und Ziele der Planung
	3. Verfahren
	4. Situationsbeschreibung
	5. Planungsvorgaben
	5.1. Landes- und Regionalplanung
	5.2. Flächennutzungsplan
	5.3. Landschaftsplanung

	6. Einzelhandelskonzept für die Stadt Beckum
	6.1. Zentrale Versorgungsbereiche
	6.2. Beckumer Sortimentsliste
	6.3. Einzelfallbetrachtung des Vorhabens

	7. Bauplanungsrechtliche Inhalte
	7.1. Art der baulichen Nutzung
	7.1.1 Gewerbegebiet
	7.1.2 Fläche für den Gemeinbedarf
	7.2. Maß der baulichen Nutzung
	7.3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
	7.4. Verkehrsflächen / Erschließung
	7.5. Anpflanzungsfestsetzungen

	8. Auswirkungen der Planung
	8.1. Belange der Ver- und Entsorgung
	8.2. Denkmalschutz

	9. Belange der Umwelt
	9.1. Umweltprüfung
	9.2. Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
	9.3. Artenschutz
	9.4. Immissionsschutz
	9.5. Bodenschutz
	9.6. Klimaschutz

	Anhang 1:  Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 13a (1) Satz 2, Ziffer 2 BauGB und Anlage 2 zum BauGB
	Anhang 2:  Protokoll der Artenschutzprüfung

